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„Mit der Atomkraft die Energieprobleme zu lösen ist das gleiche, als wenn ein Alkoholiker in  
eine Schnapsfabrik einheiratete und glaubte, nun seien seine Probleme gelöst.“  

Hans-Peter Dürr – Physiker und Träger des Alternativen Nobelpreises                                     
 

1. Einleitung und Thesenformulierung 

Die Energieversorgung des 21. Jahrhunderts steht vor immensen Herausforderungen. Die 

global wachsende Nachfrage nach Energie hat die Nachfragesituation energieverbrauchender 

Akteure dramatisch verändert. Die Internationale Energie Agentur (IEA) geht aufgrund des 

ständigen Bevölkerungswachstums und eines steigenden Industrialisierungsgrads von einem 

jährlichen Wachstum des Energieverbrauchs von durchschnittlich 1,8% jährlich aus. Bis 2030 

erwartet die IEA in ihrem Referenzszenario einen Anstieg des globalen 

Primärenergieverbrauchs von 55%. Beim Bedarf an Elektrizität wird eine Verdopplung im 

gleichen Zeitraum erwartet, was 2030 einen Gesamtanteil des Endenergieverbrauchs von 22% 

ausmachen wird (Gesamtanteil der Elektrizität 2005: 17%).1  

Die Entwicklung schnell wachsender Ökonomien, allen voran die Volkswirtschaften Chinas 

und Indiens aber auch die Ökonomien Lateinamerikas, erzeugen eine beständig wachsende 

Nachfrage nach billiger Energie, damit ein nachhaltiges ökonomisches Wachstum 

gewährleistet werden kann.2  

Im Gegensatz zum regenerativen Zeitalter, dass wirtschaftliche Entwicklung auf die regionale 

Verfügbarkeit von Energie beschränkte, ist das ökonomisches Wachstum und die 

Entwicklung moderner Industriestaaten im fossil-atomaren Energiezeitalter grundsätzlich an 

die steigende Verfügbarkeit günstig verfügbarer Energie gekoppelt. Das marktwirtschaftliche 

Prinzip von Angebot und Nachfrage verursacht innerhalb freier Märkte bei wachsender 

Nachfrage und gleichbleibendem oder sogar sinkendem Energieangebot steigende Preise der 

Energieträger.3 Steigende Energiepreise sind jedoch für die Entwicklung kapitalistischer 

Ökonomien problematisch, wie die Ölkrise 1973/74 gezeigt hat.4 

Angesichts der Verknappung fossiler Energieträger ist die Bundesrepublik Deutschland 

energiepolitischen Entscheidungen ausgesetzt, um die Versorgungssicherheit und 

Wirtschaftlichkeit der zukünftigen Energieversorgung zu gewährleisten. Es besteht ein 

                                            

1 Vgl.: International Energy Agency: World Energy Outlook 2007 – China and India Insights, S.4  in: 
http://www.worldenergyoutlook.org/docs/weo2007/WEO_german.pdf 
2 Vgl.: Welte, Dietrich H. / Böcker, Dietrich (2006): Sichere fossile Primärenergie – Eine Achillesferse 
von Wirtschaft und Politik, S. 25ff 
3 Vgl.: Hartmann, Gernot B. (1994): Theorie und Praxis der Volkswirtschaftspolitik, S.134f 
4 Vgl.: Reiche, Danyel (2005): Geschichte der Energie S. 11-35 
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Handlungsdruck hinsichtlich der verknappenden fossilen Ressourcen und ihrer 

einhergehenden Verteuerung, sowie der Abhängigkeit von den Öl bzw. Gas fördernden 

Staaten. Aber auch umweltpolitische Aspekte dürfen nicht missachtet werden, denn der 

anthropogene CO2 Ausstoß hat die Verträglichkeitsgrenze für die Ökosphäre um Längen 

überschritten. Alleine im Jahre 2005 wurden in der BRD ca. 1.004 Mio. Tonnen Treibhausgas 

in CO2 Äquivalente verursacht. Damit ist Deutschland der weltweit viertgrößte CO2 

Emittent!5  

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung quantifizierte 2007 in einer Studie die Kosten 

des Klimawandels. Bis ins Jahr 2050 müssen alleine für die BRD ca. 800 Mrd. Euro an 

volkswirtschaftlichen Kosten für die Folgen der Klimaveränderungen einkalkuliert werden, 

falls die drohende Klimakatastrophe nicht abgemildert werden kann.6 Der WBGU, die IPCC 

und die IEA fordern daher ein entschiedenes Vorgehen bei der Bekämpfung der CO2 

Emissionen, um die vom Kyoto-Prozess7 geforderte Beschränkung der Klimagase bis 2020 

einhalten zu können.  

Unter diesen Gesichtspunkten wird eine Renaissance der Kernkraft, die günstig und zugleich 

CO2-arm bei einer hohen Versorgungssicherheit zu sein scheint, von Wirtschaft, Politik und 

der IEA favorisiert.  

Ziel dieses Beitrags ist es, anhand folgender These kontrovers die Kernenergie zu diskutieren. 

Die These wird flankiert von den drei Prämissen Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit 

und Umweltverträglichkeit des energiepolitischen Zieldreiecks. Sie lautet wie folgt: 

 

Die Verknappung fossiler Energieträger, sowie deren CO2 Problematik, erfordern eine 

Neubewertung der auslaufenden Kernenergie für die BRD. Sie wird weiterhin benötigt 

werden, um klimaschonend bei einer hohen Wirtschaftlichkeit und einer guten 

Versorgungssicherheit die Energieversorgungssicherheit der BRD zu gewährleisten. Sie kann 

dabei den Übergang in ein Zeitalter, in welchem regenerative Energieerzeugungsverfahren 

versorgungssicher und wirtschaftlich sein werden, unterstützen. 

 

 
                                            

5 Quelle: United Nations Framework Convention on Climate Change: National greenhouse gas 
inventory data for the period 1990-2005, S. 17; http://unfccc.int/resource/docs/2007/sbi/eng/30.pdf 
6 Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (2008): 
http://www.diw.de/deutsch/pressemitteilungen/81192.html 
7 Vgl.: Ott, Hermann E. (2006): Der Vertrag von Kyoto – was kommt danach? S. 123 - 129 
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2. Kernenergie in der BRD  

2.1. Genese der Kernenergie 

Die Entwicklung der Kernenergie in der BRD geht zurück bis ins Jahr 1955. In der Zeit bis 

1967, welche auch als spekulative Phase bezeichnet wird, wurde die friedliche Nutzung der 

Atomkraft von der BRD stark gefördert. Die Energieversorgungsunternehmen sträubten sich, 

wegen unkalkulierbarer Investitionsrisiken, die Kernenergie zu etablieren. Deshalb wurde die 

Kernenergie vom Staat subventioniert, um ihr zum Durchbruch zu verhelfen. Mit Hilfe der 

Einführung kostengünstiger Leichtwasserreaktoren kam die Nutzung der Kernenergie in den 

Bereich der kommerziellen Nutzung.  

In der Durchbruchsphase zwischen 1967 und 1975 wurden die meisten der heute 

existierenden Kernkraftwerke in Auftrag gegeben und gleichzeitig seitens der Industrie der 

Versuch unternommen, den Stromverbrauch der Haushalte mittels neuer elektrischer Geräte 

zu erhöhen. Mit der Bestellung des Atomkraftwerk (AKW) Biblis hatte die Kernenergie den 

kommerziellen Durchbruch.  

Zwischen 1975 und 1986 ist von einer Stagnationsphase zu sprechen. Mit der Planung eines 

massiven Ausbaus der Kernenergie am Anfang der 1970er setzte sich innerhalb der 

Bevölkerung ein neues Umweltbewusstsein durch. Es wurde schwieriger  neue Kernkraft- 

werke zu planen und zu bauen, was die Kosten für neue Meiler für die Betreiber enorm in die 

Höhe trieb.  

Die vierte Phase, welche als Niedergangphase bezeichnet werden kann, wurde ausgelöst 

durch die Atomkatastrophe von Tschernobyl in der UdSSR 1986. Diese Erfahrung erzeugte 

eine breite Ablehnung des Atomstroms, aufgrund seiner inhärenten Gefahren. Das äußerte 

sich zum einen dadurch, dass eine neue Generation von Kernkraftwerken, die sogenannten 

Schnellen Brüter, nicht aus der Planungsphase bzw. zur Inbetriebnahme kam. Zum anderen 

hatten sich Gewerkschaften, die SPD und Die Grünen programmtisch für einen Ausstieg aus 

der Kernenergie entschieden (vgl.: Corbach, Matthias (2005): Atomenergie S. 100-105).  

 

2.2. Rahmenbedingungen des Atomausstiegs: 

Die Koalition zwischen der SPD und den Grünen die unter Bundeskanzler Schröder 1998 die 

Regierungsgeschäfte übernahmen, schrieben in ihrem Koalitionsvertrag den gesetzlich 

geregelten Atomausstieg fest. Im Jahr 2000 wurden mit den Betreibern der Atomkraftwerke 

Restlaufzeiten vereinbart, welche sich auf der Basis festgeschriebener Strommengen zwischen 

32 und 35 Jahre einpendelten (vgl. Abb. 1 und 2). Es wurde die Wiederaufbereitung des 
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Atommülls im Ausland untersagt und die jeweilige Zwischenlagerung am Kraftwerksstandort 

vereinbart. Zusätzlich wurde die Kapitaldeckung durch die Kraftwerksbetreiber für den Fall 

eines GAU von 250 Mio. € auf 2,5 Mrd. € angehoben. Die Ausstiegsverhandlungen endeten 

im Konsens. Der Ausstieg beschränkte sich im Prinzip auf die von den Kraftwerksbetreibern 

eingeplanten Betriebszeiten. Das wesentliche Ergebnis an den Ausstiegsverhandlungen war 

die Tatsache, dass die Planung und der Bau neuer AKWs nicht in Betracht gezogen wurde 

(vgl.: Corbach, Matthias (2005): Atomenergie S. 105f). 

 

Abbildung 1: Ausstiegspfad deutscher Atomkraftwerke: 

 
Quelle: Matthes, Felix Chr. (2006): Mythos Atomkraft - Über die Laufzeitverlängerungen von  Atomkraftwerken, 
S. 12 
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Abbildung 2: Atomenergie-Auslaufpfad nach dem Reststrommengenmodell: 

 

Quelle: Matthes, Felix Chr. (2006): Mythos Atomkraft - Über die Laufzeitverlängerungen von Atomkraftwerken, 
S. 15 
 

Abbildung 3: Primärenergieverbrauch BRD 2007: 

 
Quelle: BMWi: Grafiken zu Primärenergieverbrauch 2007: http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-
R/primaerenergieverbrauch-2007-grafiken,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf 
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Die rechtliche Umsetzung des Atomausstiegs erfolgte schließlich mit der Atomgesetznovelle 

2002.8 Die Novellierung der Atomgesetzgebung wurde bis dato nicht von der nachfolgenden 

Großen Koalition unter Bundeskanzlerin Merkel, trotz unterschiedlicher Auffassung zwischen 

Union und SPD, in Frage gestellt. Bezogen auf die Frage eines Atomausstiegs ist das 

politische Spektrum in der BRD polarisiert. Die Union verspricht einen „Ausstieg aus dem 

Ausstieg“, während die SPD am Ausstieg aus der Atomwirtschaft festhalten möchte.9  

 

2.3. Status quo der Kernenergie: 

In der BRD wurde 2007 13,84 Extra Joule (EJ) Primärenergie verbraucht. Der Anteil der 

Kernenergie lag dabei bei 11% (vgl. Abb.3). 

Diese 11% werden zurzeit mit 17 AKWs bereitgestellt. Sie liefern eine Nettoleistung von 

20.303 MW was einen Anteil von 26% an der Bruttostromversorgung ausmacht. Dabei deckt 

die Kernkraft den Grundlaststromversorgungsanteil zu 47,8% ab.10 Vergleicht man den Anteil 

der Kernkraft in der Bruttostromerzeugung von 1990 mit 2007, ergibt sich ein Rückgang der 

nuklearen Stromgewinnung um 1,7% (vgl. Anhang: Abb. 1). 

 

2.4. Kohle statt Uran 

Aufgrund des Atomausstiegs in der BRD, soll der abnehmende Anteil der Kernenergie mittels 

alternativer Energieträger substituiert werden. Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

hat der Bund im Jahr 2000 die Voraussetzungen geschaffen, regenerative Energien zu 

fördern.11 

Jedoch ist die Annahme, dass der Anteil der Atomkraft mittelfristig alleine von den 

regenerativen Energien gedeckt werden kann, utopisch.12 Obwohl in der BRD aufgrund 

verstärkter Konzentration bei der Einsparung von Energie ein leichter Rückgang des 

Energieverbrauchs zu verzeichnen ist,13 wird der Anteil der regenerativen Energien die zu 

ersetzenden Kernkraftkapazitäten nicht ersetzen können!  

                                            

8 Quelle: Gesetz zu geordneten Beendigung der Kernenergienutzung zur gewerblichen Erzeugung 
von Elektrizität: http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/A/gesetz-beendigung-
kernenergienutzung,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf 
9 http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/kernenergie,did=156020.html 
10 BMWI: Bedeutung der Kernenergienutzung in Deutschland: 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/kernenergie.html  
11 Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 29.03.2000: 
http://www.bmu.de/gesetze/verordnungen/doc/2676.php 
12 Vgl.: Kutzscher, Matthias (2006): Die Grenzen der erneuerbaren Energien, S. 251-257 
13 BMWI: Deutschland in 2007: Wirtschaftswachstum rauf, Energieverbrauch runter: 
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Das liegt  zum einen daran, dass die Kernkraft bisher etwa die Hälfte der 

Grundlaststromerzeugung bereitstellt. Die erneuerbare Energien hingegen wie Windkraft, 

Wasserkraft, Photovoltaik oder Solarthermie sind systembedingt jedoch nicht in der Lage, 

eine Grundlaststromerzeugung in dem Maße zu gewährleisten, wie es die Kernkraft bisher 

ermöglicht. Zum anderen können momentan die regenerativen Energien, die zur 

Grundlastversorgung geeignet wären (z.B.: Energie aus Biomasse), die fehlenden 

Atomkraftwerkskapazitäten nicht ersetzen.  

Obwohl sich die Wasser- und Windkraft seit 1990 bis 2007 von 58 PJ auf 218 PJ14 mehr als 

verdreifacht haben, sind sie nicht in Lage die zurzeit bereitgestellten 1.533 PJ der Kernkraft 

zu substituieren. 

Die Energieversorger in Deutschland setzen daher verstärkt auf die heimisch Kohlekraft, um 

die Energieversorgungssicherheit bzw. die Grundlaststromerzeugung der BRD gewährleisten 

zu können. So sollen zwischen 2010 und 2015 26 neue Stein- und Braunkohlekraftwerke mit 

einer Leistung von ca. 28.820 MW gebaut werden, was in etwa 908,9 PJ entsprechen wird. 

Die geplanten Kohlekraftwerke werden somit zusätzlich einen jährlichen CO2 Ausstoß von 

77,2 Mio. Tonnen pro Jahr in Deutschland erzeugen! 15 

 

3. Neues Carbonzeitalter? 

Der Trend in Deutschland zur verstärkten Energiegewinnung aus Kohle korrespondiert mit 

einem globalen Trend zur verstärkten Nutzung der Kohle, hin zu einem neuen 

„Carbonzeitalter“. Er wird begünstigt durch die Tatsache, dass für die BRD Kohle selbst nach 

vorsichtigen Schätzungen über 250 Jahre ausreichend zur Verfügung stehen wird und daher 

die Versorgungssicherheit zukünftigen Energiekonsums gewährleisten kann. Weitere Vorteile 

der Kohle finden sich angesichts der Wirtschaftlichkeit, denn der fossile Brennträger besitzt 

einen Preisvorteil gegenüber anderen fossilen Brennstoffen wie Erdgas oder Erdöl. 

Mittlerweile ist die Kohle aufgrund des chronisch hohen Ölpreises bis zu zehnmal günstiger.16  

                                                                                                                                        

http://lexikon.bmwi.de/BMWi/Navigation/Presse/pressemitteilungen,did=229932.html 
14 Primärenergieverbrauch nach Energieträgern Deutschland: 
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/Binaer/Energiedaten/energiegewinnung-und-energieverbrauch2-
primaerenergieverbrauch,property=blob,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.xls 
15Laut B.U.N.D . sind bis zwischen 2010 und 2015 sind 26 KKW geplant: 
http://vorort.bund.net/klimaschutz/publikationen/publikationen_80/files/2573_uebersichtkohleseptembe
r07.pdf 
16 Quelle: Krönig, Jürgen (2008): Neues Fossilzeitalter, in: Die Zeit – Wirtschaft 05/2008, S.2: 
http://www.zeit.de/online/2008/05/klima-kohle-atom-oel-kroenig 
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Die Entwicklung, hin zu einem verstärkten Einsatz fossiler Energieträger, ist jedoch äußerst 

problematisch unter der Annahme, dass der anthropogene CO2 Ausstoß zu einer globalen 

Veränderung des Weltklimas führt (vgl. Dow, Kirstin /Downing, Thomas E. (2007): Weltatlas 

des Klimawandels, S. 42ff)! 

 

3.1. Sicherheitsrisiko Klimawandel – Bericht des WBGU 

Die Risikoanalyse des wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung für Globale 

Klimaveränderung (WBGU) geht davon aus, dass es ohne ein entschiedenes Gegensteuern 

gegen den Klimawandel, zu Anpassungsstörungen in gesellschaftlichen Systemen kommen 

kann. Der Klimawandel könnte Gewalt und Destabilisierung begünstigen, was die 

internationale Sicherheit und den zukünftigen Frieden dramatisch bedroht. Der WBGU fordert 

daher eine entschiedene, weltweit aufeinander abgestimmte Politik, um den anthropogenen 

Klimawandel einzugrenzen. Ein internationales Regime der Klimapolitik sei nötig, dass in 

den kommenden 10 – 15 Jahren die entscheidenden Änderungen vollziehen soll, um den 

Ausstoß der Treibhausgase bis 2050 zu halbieren. Die bisherige Erwärmung bezogen auf das 

vorindustrielle Zeitalter von 0,8 Grad Celsius soll dadurch, bei einem erwarteten Spektrum 

zwischen den prognostizierten 2 – 7 Grad Celsius, auf 2 Grad Celsius beschränkt werden, um 

die drohenden sozioökonomische Verwerfungen der Zukunft zu vermeiden bzw. zu 

verringern. 

 

3.2. Handlungsempfehlung WBGU 

Der WBGU fordert, dass eine gemeinsame internationale Klimapolitik entwickelt werden 

muss, welche eine Forcierung des Kyoto-Protokolls beinhaltet. Das heißt, die Industrieländer 

sollen ihre CO2 Emissionen bis 2020 um 30% bezogen auf das Niveau von 1990 senken. Um 

das zu verwirklichen, ist es nötig die natürlichen Kohlenstoffvorräte zu schützen (vgl. WBGU 

(2007): Welt im Wandel: Sicherheitsrisiko Klimawandel, S. 1 – 14)!  

 

3.3. IPCC – Bericht zur Treibhausproblematik 

Der Sachstandbericht des IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) über die 

Klimaänderungen kommt in seinem aktuellen Bericht zu folgenden Kernaussagen:   

Der Klimawandel, induziert durch Treibhausgase, ist evident!  
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Der CO2 Ausstoß ist aufgrund eines beschleunigten ökonomischen Wachstums zwischen 

1970 und 2004 um 80 % angestiegen. Die Erwärmung der Atmosphäre ist im globalen Mittel 

seit 1750 feststellbar, wobei seit Mitte des 20. Jahrhunderts die Emissionen sich jedoch 

beschleunigt haben. Die Folgen dieser Emissionen sind nachweisbar und treten global 

unterschiedlich stark in Erscheinung mit den entsprechenden Folgekosten!17 

 

3.4. Handlungsempfehlung IPCC 

Der IPCC fordert in seiner Handlungsempfehlung, dass innerhalb der nächsten zehn Jahre 

eine Trendwende der Treibhausgasemissionen erreicht muss. Bis 2050 sollten die 

Treibhausgasemissionen auf 50 – 85 % der Emissionen des Jahres 2000 gesenkt werden. 

Innerhalb dieses Emissionsrahmens würde sich die globale Klimaerwärmung, bezogen auf 

vorindustrielle Werte, bei 2,0 – 2,4 Grad Celsius einpendeln (vgl. Anhang: Abbildungen 3-5). 

Somit könnten die Auswirkungen des Klimawandels auf ein volkswirtschaftlich verträgliches 

Maß vermindert werden. 18 Die Stabilisierung des Klimas ist nach Ansicht des IPCC durch 

den Einsatz kombinierter Technologien, die bereits verfügbar oder noch verfügbar gemacht 

werden müssen, zu vollziehen. Dazu gehört auch die Option zur weiteren Nutzung der 

Kernenergie.19 

 

4. Energieverbrauchsprognose der IEA 

Die IEA (International Energy Agency) wurde von den G8 Staaten beauftragt, Wege für eine 

zukünftige Energieversorgung aufzuzeigen. Der daraufhin erarbeitete World Energy Outlook 

2006 zeigt auf, wie ein voraussichtlicher Kurswechsel in der Energiepolitik gestaltet werden 

könnte. Unter anderen wichtigen energierelevanten Fragen beschäftigt sich der IEA-Report 

auch mit der Option einer zukünftigen Nutzung der Kernenergie. 

 

4.1. Ausblicke bis 2030 

Die IEA kommt bei ihrem World Energy Report zu dem Ergebnis, dass die Welt sich bis 2030 

und darüber hinaus einer doppelten energiewirtschaftlichen Bedrohung ausgesetzt sieht! 

                                            

17 Quelle: Sachstandsbericht des IPCC über Klimaänderungen 2007: http://www.de-
ipcc.de/download/IPCC_SYR_Kurzfassung.pdf 
18 Quelle: Sachstandsbericht des IPCC über Klimaänderungen 2007: http://www.de-
ipcc.de/download/IPCC_SYR_Kurzfassung.pdf 
19 Quelle: IPCC: Climate Change 2007: Synthesis Report, Summary for Policymakers: 
http://www.ipcc.ch/pdf/assessment-report/ar4/syr/ar4_syr_spm.pdf 
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Es besteht einerseits die Gefahr, dass aufgrund der Verknappung fossiler Energieträger eine 

ausreichende und sichere Energieversorgung zu erschwinglichen Preisen nicht mehr 

gewährleistet werden kann. Anderseits erzeugt ein zu hohes Maß an CO2 Emissionen eine 

Schädigung der Ökosphäre. In ihrem Referenzszenario erwartet die IEA, dass beim künftigen 

Verbrauch fossile Energieträger, zumindest bis 2030, vorherrschend sein werden. Der 

Primärenergieverbrauch wird dabei um ca. die Hälfte des heutigen Niveaus ansteigen 

(jährliche Wachstumsrate 1,6%). Dabei entfällt die Hälfte allein auf die zukünftige 

Stromversorgung (vgl. International Energy Agency 2006: World Energy Report 2006, S.1f). 

 

4.2. Handlungsempfehlung IEA 

Um die prognostizierten Versorgungs- und Umweltprobleme abzumildern, fordert die IEA ein 

globales Umdenken bei der zukünftigen Energieversorgung ein. Nach den Konzeptionen der 

IEA ist es dringend notwendig, einerseits das Wachstum des Verbrauchs fossiler 

Energieträger einzudämmen und andererseits eine geographische und energieträgerbezogene 

Diversifizierung der Energieträger zu forcieren. Zudem müssen klimaschädigende Emission 

reduziert werden. 

Als eine alternative zu fossilen Energieträgern reaktiviert die IEA in ihrer Konzeption die 

Nutzung der Kernenergie. Nach ihrer Wahrnehmung könnte die nukleare Energieerzeugung 

einen nicht unerheblichen Beitrag zur Verbesserung der Versorgungssicherheit, sowie zur 

Verringerung der CO2 Emissionen beitragen. Das gilt zumindest für Regionen, in welchen 

andere „saubere“ Energiealternativen per se nicht uneingeschränkt anwendbar sind (z.B.: 

Solarthermie, Biokraftstoffe, etc.)20 (vgl. International Energy Agency 2006: World Energy 

Report 2006, S.7f). 

  

5. Kernenergie im Kontext des energiepolitischen Zieldreiecks 

In diesem Kapitel soll überprüft werden wie sinnvoll eine weitere Nutzung der Kernenergie 

hinsichtlich der Handlungsempfehlungen der IPCC und IEA für die BRD sein kann. Die 

folgenden Überlegungen werden von den Prämissen des energiepolitischen Zieldreiecks 

flankiert.  

 

 

                                            

20 Vgl. Kutzscher, Matthias (2006): Die Grenzen der erneuerbaren Energien, S. 251 - 257 
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5.1. Versorgungssicherheit 

Die Kernenergie liefert aktuell mehr als ein Viertel der Bruttostromerzeugung der 

Bundesrepublik Deutschland. Dieser Anteil muss nach dem Atomausstieg dauerhaft durch 

alternative Energieformen ersetzt werden. Regenerative Energien wie die Windkraft bzw. die 

Energie oder auch in Teilen die Wasserkraft sind nicht in der Lage eine Grundlastversorgung, 

wie es die Kernkraft oder fossile Energien können, zu ersetzen. Die Grundlast- 

versorgungslücke nach einem Ausstieg aus der Atomwirtschaft muss daher von fossilen 

Brennträgern ersetzt werden!21 

Die BRD ist aktuell zur Deckung des benötigten Energiebedarfs zu einem hohen Anteil von 

Importen abhängig. Die Abhängigkeit gliedert sich wie folgt: Uran 100%, Mineralöl 97%, 

Erdgas 83%, Steinkohle 61%. Insgesamt macht das eine durchschnittliche  

Energiemittelimportabhängigkeit von 75%. (vgl. Voß, Alfred (2006): Wege zur nachhaltigen 

Energieversorgung, S. 11). Das heißt, die BRD ist zu drei Viertel bei der Energiegestehung  

zwingend auf Importe angewiesen (abgesehen von heimischer Braun- und Steinkohle) und 

sieht sich, wie andere Staaten der OECD, einer wachsenden Importabhängigkeit aus 

geopolitisch instabilen Regionen ausgesetzt. 

Obwohl deutsche Energieunternehmen zu 100% Uran importieren, wird jedoch die 

Kernenergie als „heimischer Energieträger“ eingestuft. Diese Wahrnehmung hat ihre Ursache 

in einem relativ geringen Uranbedarf gegenüber den fossilen Energieträgereinheiten. Es ist 

problemlos möglich eine Vorratshaltung an Uran für mehrere Jahre anzulegen. Hinzu kommt, 

dass Uranvorkommen homogener verteilt sind als fossile Brennträger wie etwa Erdgas und 

Erdöl (96% der Vorkommen beschränken sich auf Russland und den Nahen Osten).22 Zudem 

befindet sich der Hauptanteil der Uranvorkommen in geopolitisch stabilen Regionen wie 

Kanada, Australien und Südafrika.23 Hinsichtlich der einfacheren Möglichkeit zur 

Vorratshaltung der Kernbrennstoffe, wäre die Kernkraft für den Fall einer internationalen 

Energiekrise im Gegensatz zu Erdgas (vgl. Erdgaskrise in der Ukraine)24, besser darauf 

                                            

21 Vgl. Hillemeier, Bernd (2006): Die Zukunft der Energieversorgung in Deutschland, S. 8 
22 Quelle: Erdgasinfos - Gewinnung – Vorkommen: Die Erdgasreserven und –vorkommen: 
http://www.erdgas.lu/mmp/online/website/content/info/27/37_DE.html 
23 Quelle: BMWi Pressemitteilung: Uranversorgung langfristig gesichert: 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Presse/pressemitteilungen,did=158770.html 
BMWi: Uranvorräte reichen noch 200 Jahre: 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Presse/pressemitteilungen,did=118770.html 
24  Quelle: Die Gaskrise 2005/2006: http://www.uni-
marburg.de/fb03/politikwissenschaft/energieundsicherheit/intro/02gascrisis 
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vorbereitet die Versorgungssicherheit zu gewährleisten (vgl. Rogner, H. – H. 2007: 

Kernenergie: ein Rück- und Ausblick, S. 141). 

Angesichts der Spaltstoffversorgung gehen die Zahlen auseinander. Es gilt jedoch als 

gesichert, dass die günstig zu schürfenden Uranvorkommen, bei den heutigen weltweit 

vorhanden Kernkraftwerkskapazitäten, noch rund 70 Jahre vorhalten werden.25 

 

5.2. Wirtschaftlichkeit 

Die Rentabilität der Stromerzeugung aus der Kernenergie ist bis heute umstritten. In ihrer  

spekulativen Phase musste sie von Staat subventioniert werden. Aber auch später, nach der 

Durchbruchsphase, war die Weiterentwicklung der Kernkraft stets von staatlicher Entwick-

lungshilfe abhängig. Die Kernkraft erreichte ihre Wirtschaftlichkeit in der BRD erst mit der 

Inbetriebnahme größerer AKWs (z.B.: Biblis-Klasse), welche nach dem Prinzip des 

Druckwasser bzw. des Leichtwasserreaktors konstruiert waren. Dieser Umstand sorgte dafür, 

dass sich die Kernenergie ökonomisch durchsetzen konnte (vgl. Müller, Wolfgang D. (1990): 

Geschichte der Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland, S. 387ff). 

In den 1980er, jedoch spätestens seit der Atomkatastrophe von Tschernobyl, ist die Kern- 

energie aufgrund mangelnder Legitimität innerhalb der Bevölkerung für die Energie- 

versorger zu einem Milliardengrab geworden.  

Zwischenzeitlich gestaltet sich jedoch die ökonomische Lage für die Kernenergie günstiger. 

Aufgrund des verstärkten globalen Wirtschaftwachstums, ist die Situation auf den Märkten 

für fossile Energieträger angespannt! Die IEA geht davon aus, dass der Energiepreis für 

fossile Energieträger ab 2015 bis 2030 kontinuierlich steigen wird.26 Angesichts dieser 

Preisproblematik ist die Option einer günstigen Stromgestehung durch Kernenergie zu 

überprüfen.  

 

5.2.1. Gestehungskosten 

In den 1980er war die Kernkraft, aufgrund des Ölpreisverfalls, starker ökonomischer 

Konkurrenz ausgesetzt. Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl erzeugte ebenfalls einen 

erneuten Kostendruck, da die Kernkraftwerke an neue, bessere Sicherheitsbestimmungen 

angepasst werden mussten. Die Liberalisierungen der Strommärkte waren ebenfalls ungünstig 

                                            

25 Vgl.: Kugeler, K. / Tragsdorf, I.M. / Pöppe, N. (2006): Die Kernenergie in der Energieversorgung, S. 
56 
26 Quelle: International Energy Agency (2006): World Energy Report 2006, S.2ff 
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für die Kernkraft, denn die hohen Investitionskosten und Risiken wurden somit auf die 

Kraftwerksbetreiber übertragen. Unter den liberalisierten Rahmenbedingungen, welche stets 

auf kurzfristige Gewinnmaximierungen ausgerichtet sind, waren Kernkraftwerke mit ihren 

hohen Investitionskosten und langen Amortisationskosten wirtschaftlich nicht attraktiv.  

Die Kostenstruktur der Kernkraft hat sich jedoch mittels verstärkter Rationalisierungs-

anstrengungen seitens der Kernkraftbetreiber enorm verbessert. Auch die Tatsache, dass die 

kapitalintensiven Kernkraftwerke nahezu abgeschrieben sind, kommt verstärkt ökonomisch 

zum tragen. 

Man kann sagen, dass die Kostensenkungen selbst in den wettbewerbsintensivsten 

Strommärkten der Kernenergie Wettbewerbsvorteile verschafft hat (vgl. Rogner, H. – H. 

2007: Kernenergie: ein Rück- und Ausblick, S. 136ff). 

Im Jahr 2006 war die Kernenergie die kostengünstigste Form der Stromerzeugung. Mit 2,5 

Cent pro kWh ist sie um den Faktor 1,6 günstiger als die zweitgünstigste, die Kohle                

(4 CT/kWh). Bezogen auf die Windenergie ist der Atomstrom um den Faktor 2 – 4 günstiger. 

Vergleicht man sie mit Photovoltaik, ist sie sogar um Faktor 28 günstiger bzw. weit darüber, 

falls die Nutzung der Photovoltaik mittels H2-Speicherung betrieben wird (vgl. Abb. 4). 

Es ist zu erwähnen, dass die Uranerzkosten momentan nur mit 3% 27 an den 

Gestehungskosten des Atomstroms beteiligt sind. Der gesamte Brennstoffkreislauf macht 

hingegen etwa 15- 20 % der Gestehungskosten aus.  

Das heißt, bei einer Rohstoffpreisverdopplung bzw. Verdreifachung des Urans, aufgrund einer 

höheren Nachfrage, würde dieser Umstand nur zu einer 5 – 10 prozentige Erhöhung der 

gesamten Gestehungskosten für Atomstrom führen. Im Vergleich dazu verursacht eine 

Rohstoffpreisverdopplung bei der Kohlekraft zu einem Anstieg der mittleren 

Stromgestehungskosten zwischen 40 – 50 %. Für gasbasierte Stromerzeugungsverfahren liegt 

dieser Wert bei etwa 60 – 70 %. (vgl. Rogner, H. – H. 2007: Kernenergie: ein Rück- und 

Ausblick, S. 141f). 

Das heißt, die Kernenergie könnte, selbst bei einer internationalen Energiekrise oder bei einer 

verstärkten Nachfrage nach Uran, mittelfristig eine stabile Grundlastversorgung mit 

Elektrizität erzeugen. Die Preisvolatilität der nuklearen Stromerzeugung ist kleiner als bei 

fossilen Energieträgern! 

 
                                            

27 Quelle: Kugeler, K. / Tragsdorf, I.M. / Pöppe, N. (2006): Die Kernenergie in der Energieversorgung, 
S. 55 
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Abbildung 4: Kosten für Stromerzeugung in der BRD 2006: 

 
Quelle: Kugeler, K. / Tragsdorf, I.M. / Pöppe, N. (2006): Die Kernenergie in der Energieversorgung, S. 55 

 

5.2.2. Kernenergie im Hinblick auf Energieversorgungsszenarien 

Die folgenden Szenarien, entnommen aus einer Studie des Instituts für Energiewirtschaft und 

Rationelle Energieanwendung (IER), stellen zukünftige Energieversorgungsentwürfe für die 

BRD dar. Die Szenarien sind keine Prognosen, sondern beschreiben Maßnahmen, aus denen 

sich unter Berücksichtigung zukünftiger Unsicherheiten Handlungsnotwendigkeiten ableiten 

lassen. Energiepolitische Szenarien sollen Gestaltungsspielräume und Handlungswirkungen 

aufzeigen, die am Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung beschrieben werden. Bei Fragen 

der Ausgestaltung der zukünftigen Energieversorgung und deren Nachhaltigkeit, werden die 

drei Rahmenbedingungen Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträg-

lichkeit des energiepolitischen Zieldreiecks zugrundegelegt (vgl. Voß, Alfred (2006): Wege 

zur nachhaltigen Energieversorgung, S. 16).  

 

a) Referenzszenario (REF): 

Das Referenzszenario geht von einer Fortentwicklung aktueller energiepolitischer 

Rahmenbedingungen aus. Es dient im Wesentlichen als Bezugsbasis für die Quantifizierung 

und den entsprechenden Auswirkungen der alternativ zu entwickelnden Energieszenarien. 

Dementsprechend werden die aktuellen Rahmendaten hinsichtlich des wachsenden 

Energieverbrauchs zugrunde gelegt, ohne dass dabei auf eine zukünftige CO2 Reduzierung 
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auf Basis des Kyoto-Protokolls eingegangen wird. Die Nutzung der Kernenergie läuft somit, 

wie von der Bundesregierung beschlossen wurde, nach 2020 aus. 

 

b) Erneuerbare Energien (PEE): 

In diesem Szenario soll die Energieversorgung zunehmend auf der Basis regenerativer 

Energieträger stattfinden, bei einer gleichzeitigen Forcierung von Energieeinsparmaßnahmen. 

Bis ins Jahr 2050 sollen 50% des Primärenergieverbrauchs aus regenerativen Energiequellen 

stammen. Die Kernkraft und die Abtrennung und Deponierung von CO2 aus fossilen 

Kraftwerken ist dabei nicht zugelassen. 

 

c) Clean Coal Technologies (CCT): 

Diesem Szenario liegt die Effizienzsteigerung beim Einsatz fossiler Energieträger zugrunde. 

Dabei wird davon ausgegangen, dass für die zukünftige Nutzung der Kohle Verfahren zur 

Abtrennung von CO2 existieren, die eine Einlagerung in tiefe geologische Formationen 

ermöglichen. Wie im Szenario für die erneuerbaren Energien läuft die Nutzung der 

Kernenergie aus. 

 

Abbildung 5: Energieversorgungsszenarien für die BRD: 

 
Quelle: Voß, Alfred (2006): Wege zur nachhaltigen Energieversorgung, S. 18 
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d)  Effiziente Ressourcennutzung (ERN): 

Dieses Szenario geht davon aus, dass die ökologischen Nachhaltigkeitsziele (Minderung der 

CO2 Emissionen) im Hinblick auf die Entstehung von Kosten bei der Bereitstellung von 

Energie möglichst kostengünstig erreicht werden soll. Energietechnologien mit einem 

effizienten Beitrag zur Energieversorgung werden ideologisch nicht ausgegrenzt. Die 

Nutzung der Kernenergie ist somit weiterhin möglich (vgl. Voß, Alfred (2006): Wege zur 

nachhaltigen Energieversorgung, S. 16f). 

 

5.2.3. Szenarienvergleich 

Obwohl sich bis 2050 das Bruttoinlandsprodukt voraussichtlich um 80% erhöhen wird, ist der 

Primärenergieverbrauch aufgrund verstärkter Energieeffizienzanstrengungen in allen 

Szenarien rückläufig (vgl. Abbildung 5). Unterschiede in der Höhe des künftigen 

Energieverbrauchs hängen mit den unterschiedlichen Gestehungskosten der einzelnen 

Energieträger zusammen. Das heißt, je günstiger die Gestehung der jeweiligen Energieträger 

sein wird, desto weniger wird sich Energiebedarf an einem effizienteren Verbrauch 

orientieren.  

Hinsichtlich der Struktur gibt es ebenfalls Unterschiede zu verzeichnen. Beim 

Referenzszenario (REF) dominieren die fossilen Energieträger, was sich negativ auf die CO2 

Emissionen auswirken wird. Bei den erneuerbaren Energien (PEE) wird mit einer Nutzung 

selbiger von 50% bis 2050 kalkuliert. Die restliche Energiemenge wird sich aus Erdgas und 

Erdöl konstituieren. Um die CO2 Reduktionsziele zu erreichen, werden kohlebasierte 

Energieträger zurückgedrängt. Im Szenario Clean Coal Technologies (CCT) wird ein Anteil 

der Kohle von 25% erwartet. Zur Einhaltung der CO2 Reduktionsziele wird auf geologische 

Einlagerung des Kohlendioxids gesetzt. Im Szenario Effiziente Ressourcennutzung (ERN) 

wird sich die Nutzung der Kernkraft von 2010 - 2050 verdreifachen und bildet schließlich, bei 

einem Anteil von 50%, den wichtigsten Primärenergieträger dieses Szenarios, was einen 

massiven Ausbau der Kernenergieerzeugung voraussetzen würde.  

 

5.2.4. Stromgestehungskosten der Szenarien  

Bei den Stromgestehungskosten wird das Szenario ERN, das explizit eine zukünftige Nutzung 

der Kernenergie vorsieht, mit 2,5 Cent/kWh bzw. mit 3,5 Cent/kWh bei neuen AKWs, die 

günstigste Alternative sein und somit um den Faktor 4 günstiger sein als die 

Stromgestehungskosten im Szenario für erneuerbare Energien (vgl. Abb. 6) .  
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Vergleicht man die Kosten, welche den CO2 Vermeidungsstrategien zuzuschreiben sind, 

ergibt sich folgendes Ergebnis: 

Die Szenarien Präferenz Erneuerbare Energien und Clean Coal Technologies werden zur 

Minderung der CO2 Emissionen bis 2050 zusätzliche Mehrkosten von ca. 600 Mrd. bzw. 260 

Mrd. Euro28 an volkswirtschaftlichen Mehrkosten aufwerfen als die Präferenz der effizienten 

Ressourcennutzung, welche bezogen auf das Referenzszenario sogar Kosteneinsparungen von 

259 Mrd. Euro erbringt (vgl. Voß, Alfred (2006): Wege zur nachhaltigen Energieversorgung, 

S. 18ff).  

Die Studie des IER bestätigt damit die Wirtschaftlichkeit der Kernenergiegestehung auch für 

zukünftige Szenarien. 

 

Abbildung 6: Kumulierte Treibhausgasminderungskosten und mittlere Stromgestehungs-
kosten der vier Szenarien: 

 
Quelle: Voß, Alfred (2006): Wege zur nachhaltigen Energieversorgung, S. 20 

 

5.2.5. Externe Kosten 

Externe Kosten sind Kosten, welche nicht direkt durch die Stromgestehungskosten (interne 

Kosten) verursacht wurden und somit nicht in den Marktpreisen der Produktgestehung 

enthalten sind. Bei der Kernenergie gehören zu den externen Kosten die nicht durch 

finanzielle Rücklagen oder Versicherungen abgedeckten Folgekosten von Unfällen (z.B. 

GAU), die Ausbeutung von Ressourcen (Folgekosten des Uranbergbaus) und die auftretenden 

Umweltschäden und Wertminderungen durch Schadstoffe (z.B. Endlagerung, 

Kontaminierungen, etc.). 

                                            

28 Bezogen auf die Kaufkraft des Euro im Jahr 2000 
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Die Quantifizierung externer Kosten ist jedoch ein komplexes, von großen Unsicherheiten 

geprägtes Unterfangen. Das größte Problem bei der Externalisierung der 

Kernkraftkostenstruktur ist die monetäre Bewertung von Schäden hypothetischer Ereignisse. 

Bei der Kernkraft sind das Atomunfälle mit sehr geringer Eintrittswahrscheinlichkeit aber 

potenziell hohen Kosten (vgl. Rogner, H. – H. 2007: Kernenergie: ein Rück- und Ausblick, S. 

143f). 

 

Abbildung 7: Externe Kosten der Elektrizitätserzeugung in der EU (in Cent/kWh**, PV + 
Photovoltaik): 

 
Quelle: Europäische Kommission: Neue Studie zeigt Tatsächliche Kosten der Elektrizität in Europa: 
http://www.externe.info/externde.pdf  
Europäische Kommission Europäische  

In der Studie „ExternE“ der Europäischen Union wurde 2003 die externe Kostenstruktur aller 

in Europa existierender Energieerzeugungsformen überprüft. Im Ergebnis schnitt dabei die 

Kernkraft für die BRD, aufgrund ihrer niedrigen CO2 Emissionen und einer geringen 

Eintrittswahrscheinlichkeit eines Atomunfalls, günstig ab. Die externen Kosten der Kernkraft 

liegen mit 0,2 Cent/kWh an zweiter Stelle hinter der Windenergie (0,05 Cent/kWh). 

Betrachtet man die externen Kosten der Energiegestehung aus fossilen Energieträgern kommt 

man zu folgendem Ergebnis: Gas liegt zwischen 1 – 2 Cent/kWh, Kohle bei 3 – 6 Cent/kWh 

und beim Öl die Kosten zwischen 5 – 8 Cent/kWh (vgl. Abb. 7.). 

s 
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5.3.Umweltverträglichkeit 

5.3.1. Betriebsrisiken 

Der Uranspaltprozess eines AKW zur Stromerzeugung ist inhärent riskant! Es entstehen 

hochgiftige Spaltprodukte wie etwa das hochgefährliche Plutonium. Die Fehlbarkeit allen 

menschlichen Schaffens kann bei der Atomkraft verheerende Folgen in sich bergen. Einen 

störungsfreien Betrieb gibt es praktisch nicht, und es besteht immer ein gewisses „Restrisiko“ 

für eine GAU (Größter Anzunehmender Unfall)! 

Die Risiken beziehen sich aber nicht nur auf mögliche Unfälle. Das ganze Spektrum der 

Kernenergieerzeugung muss bei den Risikoabschätzungen miteinbezogen werden. Negative 

Auswirkungen auf die Umwelt beginnen schon bei der Uranerzeugung (z.B. 

Krebserkrankungen zahlreicher Wismut Bergleute),29 sowie bei der Anreicherung des 

Natururans zu spaltbarem Uran, der Brennelementherstellung, beim Transport, als auch bei 

der Wiederaufarbeitung und bis hin zur Entsorgung abgebrannter Brennelemente. Zudem 

erzeugen alle kernenergetischen Prozesse radiologische Spaltprodukte bzw. Radioaktivität mit 

einem sehr hohen Belastungspotenzial für die Umwelt.  

Desweiteren ist die Atomwirtschaft nicht frei von Störfällen! Allein 2005 registrierte das 

Bundesamt für Strahlenschutz 135 meldepflichtige Unregelmäßigkeiten. Allerdings waren 

davon zwar 133 Ereignisse von sicherheitstechnisch geringer Bedeutung, die zwei anderen 

jedoch, waren bedenklicher. Es handelte sich dabei um eine Kontamination außerhalb des 

Sanitär- und Laborgebäudes, sowie um einen Anriss der Impulsleitung, bei der 

Reaktordruckbehälterprüfung durch das Ansprechen der Sicherheitsventile aufgrund einer 

unzureichenden Entlüftung des Prüfkreislaufs.30 

Dieser exemplarische Ausschnitt der Betriebsrisiken zeigt auf, dass beim Kernenergiebetrieb 

Unregelmäßigkeiten auftreten, die im schlimmsten Fall doch zu einer Reaktorhavarie, wie 

etwa in Tschernobyl 1986 oder Harrisburg 1979, führen könnten (vgl. Greenpeace (2007): 

Risiko Atomkraft, S. 10 – 19). 

Zurzeit zeigt die Pannenserie des Kernkraftbetreibers Vattenfall, dass die Betriebssicherheit, 

trotz des Versprechens der Betreiber, nicht immer vollständig gewährleistet wird. Mitte 2007 

mussten per Schnellabschaltung die Meiler in Krümmel und Brunsbüttel heruntergefahren 

                                            

29 vgl. Hennicke, Peter / Müller, Michael (2006): Weltmacht Energie, S. 43 
30 vgl. Bundesamt für Strahlenschutz: Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen, Jahresbericht 
meldepflichtiger Ereignisse, Jahresbericht 2005: 
http://www.bfs.de/de/kerntechnik/ereignisse/berichte/jb_kf_2005.pdf 
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werden. Der Nothalt wurde durch einen Trafobrand verursacht.31 Seither gab es bei den 

betroffenen Kraftwerken immer neue Meldungen über Pannen, welche schließlich zur 

Veröffentlichung einer Liste von über 700 Sicherheitsmängel durch die 

Atomaufsichtsbehörde geführt hatte und die Diskussion über Sicherheit der Kernkraft 

allgemein und die Kernkraftkompetenz Vattenfalls zur Disposition stellte.32  

Die global auftretenden Mängel durch Unregelmäßigkeiten des Atombetriebs sind nicht zu 

unterschätzen.33 Die folgenschweren Konsequenzen eines außer Kontrolle geratenen 

Atomkraftwerks für Mensch und Umwelt waren für die Weltgemeinschaft spätestens nach der 

Reaktorhavarie von Tschernobyl offensichtlich. 

 

5.3.2. Reaktorkatastrophe Tschernobyl 

Am 26. April 1986 kam es im Reaktorblock 4 des Kernkraftwerks Tschernobyl zu der bisher 

folgenreichsten Kernschmelze der Atomwirtschaft!  

Die Ursache dieser Katastrophe war menschliches Versagen, das begünstigt war durch 

Konstruktionsschwächen des Druckröhrenreaktors sowjetischen Typs zur gleichzeitigen 

Erzeugung von Strom als auch Plutonium für die militärische Nutzung. Bei einem Experiment 

überhitzte der Kühlkreislauf, was die Entzündung des Graphitmoderators zur Folge hatte. 

Daraufhin war der atomare Spaltvorgang nicht mehr kontrollierbar – es kam unweigerlich zur 

Kernschmelze. Die entstandene Radioaktivität wurde daraufhin, aufgrund einer fehlenden 

Sicherheitshülle, in die Umwelt abgegeben (vgl. Mach, Manfred / Salander, Carsten (2006): 

Die Kernenergie in der Energieversorgung, S. 47ff). 

Es wurden ca. 1019 Becquerel in die Atmosphäre abgegeben! Über 10.000 km2 der 

Sowjetunion waren hochgradig verseucht, was eine Umsiedlung von ca. 680.000 Menschen 

erforderte. Insgesamt waren ca. 9 Mio. Menschen direkt von Kontaminierungen betroffen 

(vgl. Lengfelder, Edmund (1997): Die Folgen von Tschernobyl für Mensch und Umwelt, S. 

31ff)! 

Bis heute ist das Vermächtnis des GAUs grauenhaft. Die Karzinomerkrankungen sind seit 

1986 in Weißrussland auf einem sehr hohen Niveau. Induziert durch die hohe Radioaktivität, 

ist seit 1993 die Sterberate höher als die Geburtenrate. Bösartige Krankheiten vielfältigster 

                                            

31 Quelle: Spiegel: Die Pannenserie des AKW-Betreibers Vattenfall: 
http://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/0,1518,494114,00.html 
32 Quelle: Reaktoraufsichtsbehörde Schleswig-Holstein: http://www.schleswig-
holstein.de/MSGF/DE/Aktuelles/Portalhauptartikel__1b.html__nnn=true 
33 Vgl. dazu: Greenpeace (2006): 365 Gründe gegen Atomkraft: 
http://www.greenpeace.de/themen/atomkraft/atomunfaelle/artikel/365_gruende_gegen_atomkraft/ 



24 

 

Art nehmen beständig zu, bis hin zu einer Vielzahl bizarrer Mutationen bei Neugeborenen 

sowie Fehlgeburten aller Lebewesen. Mit etwa 50.000 Toten war der GAU die größte 

Katastrophe, welche die friedliche Nutzung der Atome jemals verursacht hatte (vgl. 

Hennicke, Peter /Müller, Michael (2006): Weltmacht Energie, S. 43f). 

 

5.3.3. Entsorgungssicherheit 

Das größte bisher ungelöste Problem der Atomenergie ist die sichere Endlagerung der 

Abfallprodukte aus kernenergetischen Prozessen. In der BRD sind in den ersten 50 Jahren der 

Kernenergie ca. 500.000 Tonnen radioaktiver Abfall entstanden. Bis heute existiert kein 

reguläres Endlager für die abgebrannten hochradioaktiven Brennelemente. Aber nicht nur die 

Entsorgung der Brennstoffe macht Probleme, auch die Herstellung der Brennelemente, ihre 

Wiederaufbereitung und anfallende Betriebsmittels wie etwa Kühlmittel, Ersatzteile, ja sogar  

die Reaktoren selbst sind nach dem Ende ihrer Laufzeit radioaktiver Sondermüll!  

Als Lösung dieses Problems wurde auf der Atommüllkonferenz der IAEA 2005 die 

Endlagerung der Abfälle in tiefen geologischen Formationen als realistisches Szenario 

beschlossen. Dieses Szenario, das erstmals in Finnland seit 2003 erprobt wird, wird selbst bei 

Kritikern wie dem Freiburger Ökoinstitut wissenschaftlich nicht angezweifelt.34 Trotzdessen 

halten sich Hinweise, dass die endgültige Lagerung risikobehaftet sein könnte. Die Zweifel 

beziehen sich hauptsächlich auf die Dauer der Endlagerung. Es muss garantiert sein, dass die 

hochgefährlichen Stoffe nicht in die falschen Hände geraten können. Dazu muss die 

Endlagerung sehr lange sicher gewährleistet sein (abgebrannte, hoch toxische Brennstäbe 

haben eine Halbwertszeit von ca. 24400 Jahre).  

Mittlerweile gibt es aber Hinweise darauf, dass die verrottende Endlagerbehälter aufgrund 

organischen Verbindungen Gase entwickeln, welche eventuell die Behälter beschädigen und 

sogar das Endlagergestein durchdringen könnten, so dass Radioaktivtät in die Ökosphäre 

dränge (vgl. Urbach, Matthias (2006): Wohin mit dem Atommüll? S. 177 – 183)!  

Angesichts der Gasbildung bei der Endlagerung erscheint die Atommüllendlagerfrage 

weiterhin ungelöst und erzeugt trotz vager Hoffnungen hinsichtlich anfänglicher Erfolge bei 

                                            

34 Quelle: Öko-Institut e.V.: http://www.oeko.de/dokumente/kernenergie.pdf 
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der Transmutationstechnik,35 dass die Endlagerung des Atommülls nicht absolut sicher und 

kostengünstig vollzogen werden kann. 

 

5.3.4. Entsorgung in der BRD 

Die Zwischen- und Endlagerung aller radioaktiven Abfälle werden vom Bundesamt für 

Strahlenschutz zentral verwaltet.36 Das endgültige Konzept einer Endlagerung in der BRD ist 

jedoch zurzeit nicht geklärt. Die Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Bündnis90/Die 

Grünen stellten 1998 das Entsorgungskonzept für nukleare Abfälle grundsätzlich in Frage. 

Ziel war es, aufgrund einer neuen energiepolitischen Grundlage einen nationalen 

Entsorgungsplan zu erstellen, bei welchem alle Abfälle ab 2030 in einem Endlager dauerhaft 

endgelagert werden. An der Eignung bisheriger potenzieller Endlager wie Gorleben oder 

Morsleben wurden, aufgrund Gefährdungen des Grundwassers bzw. der Ökosphäre, 

erhebliche Zweifel geäußert.37 Die Planfeststellungsverfahren wurden eingestellt und ein 

„Einendlagerkonzept“ an geeigneteren, tiefen geologischen Formationen favorisiert. Unter der 

großen Koalition ist seit 2005 kein nennenswerter Fortschritt bei der Endlagerfrage zu 

verzeichnen (vgl. Kühn, Klaus (2006): Die Endlagerung radioaktiver Abfälle in Deutschland 

– wo liegen die Probleme im internationalen Vergleich, S.65 – 76).  

 

6. Nukleare Renaissance? 

6.1. Atomkraft für den Klimaschutz? 
Der scheinbare Vorteil der Atomkraft liegt in der angeblichen CO2-freien Stromerzeugung. 

Zur Lösung des Energiedilemmas erscheint die Atomenergie als ein idealer Problemlöser 

moderner Industriestaaten zu sein. Einerseits bietet sie eine stabile Grundlastversorgung bei 

gleichzeitiger Klimaschonung und ist andererseits bei den Stromgestehungskosten 

vergleichsweise günstig. Vergleicht man den CO2 Ausstoß der Kernenergiegestehung mit 

fossilen Energieträgern, kommt man zu dem Ergebnis, dass Kernenergie tatsächlich beim CO2 

Ausstoß den meisten anderen fossilen Energien überlegen ist. Die Treibhausgasemissionen 

eines Kernkraftwerks, bezogen auf den ganzen Lebenszyklus (einschließlich 

Brennstoffkreislauf, Abfallbeseitigung, Bau, Stilllegung und Entsorgung), betragen nach der 

                                            

35 Transmutation: Mittels Teilchenbeschleuniger oder starken Lasern wird strahlender Atommüll 
beschossen. Uran und Plutonium zerfallen dadurch zu ungefährlicherer Schadstoffe. Mehrere 
Jahrzehnte  an Forschung werden noch nötig sein bis die Technik vielleicht anwendbar sein wird.  
36 Quelle: Bundesamt für Strahlenschutz: http://www.bfs.de/de/transport 
37 vgl. dazu Greenpeace (2007): Risiko Atomkraft, S. 22 



26 

 

IAEO ca. zwischen 10 und 20 Gramm CO2/kWh.38 Zieht man Informationen atomkritischer 

Organisationen, wie etwa dem Ökoinstitut Freiburg oder Greenpeace heran, kommt man auf 

einen Wert von 32 bzw. 65 Gramm CO2/kWh wenn das Uran aus Russland bezogen wird 

(vgl. Abb. 8).39  

Im Vergleich mit Kohlekraft ohne CO2 Sequestrierung, ist die Kernenergie beim CO2 Ausstoß 

eindeutig sauberer. Der CO2 Ausstoß aller gängiger Kohleverfahren liegt zwischen 622 und 

1153 Gramm CO2/kWh. Es ist jedoch zu erwähnen, dass die Kernenergie seitens der 

regenerativen Energien, sowie moderner gasbasierten Energieerzeugungsverfahren, 

wettbewerbsfähige Konkurrenten hat. Wird das Uran ausschließlich aus Russland bezogen, 

liegen die CO2 Werte für die Kernkraft bei 65 Gramm CO2/kWh (vgl. Abb. 8). Dieser höhere 

CO2 Wert wird jedoch von modernen Gasblockheizkraftwerk um 16 Gramm CO2/kWh 

unterschritten (vgl. Abb. 8). 

 

Abbildung 8: Gesamte Treibhausgas-Emissionen von Stromerzeugungsoptionen (inkl. 
vorgelagerter Prozesse und Stoffeinsatz zur Anlagenherstellung): 

 

Quelle: Fritsche, Uwe R. (2007): Treibhausgasemissionen und Vermeidungskosten der nuklearen, fossilen und 
erneuerbaren Strombereitstellung, S. 7 

 

                                            

38 Quelle: Rogner, H. – H. 2007: Kernenergie: ein Rück- und Ausblick, S. 143. 
39 Quelle: Fritsche, Uwe R. (2007): Treibhausgasemissionen und Vermeidungskosten der nuklearen, 
fossilen und erneuerbaren Strombereitstellung, S. 6 
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Vergleicht man die Kernenergie (ohne Kraft-Wärme Kopplung) mit regenerativen 

Energieerzeugungsformen eines Biogas-Blockheizkraftwerks, ist die Kernkraft selbst mit 

einem CO2-sauberen Uran Importmix (32 CO2/kWh) hinsichtlich der CO2 Emissionen zu 

übertreffen. Das Biogas Blockheizkraftwerk (vgl. Abb. 9) kommt auf einen negativen Wert, 

weil die Gutschrift bei der Kraft-Wärme-Kopplung für die erzeugte Wärme größer ist, als die 

Gesamtemissionen des Blockheizkraftwerks, das CO2-neutrales Biogas verwendet. 

 

Abbildung 9: Gesamte Treibhausgas-Emissionen von Stromerzeugungsoptionen (inkl. 
vorgelagerter Prozesse und Stoffeinsatz zur Anlagenherstellung): 

 

Quelle: Fritsche, Uwe R. (2007): Treibhausgasemissionen und Vermeidungskosten der nuklearen, fossilen und 
erneuerbaren Strombereitstellung, S. 8 

 

6.2. Atomkraft für die Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit? 

Ein wichtiger Aspekt bei der Nutzung der Atomkraft sind Erzeugungskosten. Für eine 

konkurrenzfähige Wirtschaft ist es zwingend, sich auf günstige Energiepreise verlassen zu 

können. Eine aktuelle Studie der DENA zeigt, dass in Deutschland in den kommenden Jahren 

eine Stromlücke entstehen könnte. Das Problem bestünde nach der Aussage des DENA-Chefs 
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Kohler darin: „Dass ständig zu wenig effizient produzierter Strom auf dem Markt sein 

wird“.40 Das hätte eine Verteuerung der Stromkosten zur Folge, was zu einer schleichenden 

Deindustrialisierung führe, falls die Angebotslücke nicht ausreichend gedeckt wird. Bis 2020 

werden voraussichtlich 15 konventionelle Großkraftwerke fehlen. Schon ab 2012 ist durch 

den sukzessiven Atomausstieg mit einer Versorgungslücke zu rechnen!41 

Tatsächlich führt eine Verteuerung der Energiekosten zu einer Abwanderung 

energieintensiver Unternehmen, wie etwa Stahl, Chemie, Glas, Kupfer- und 

Aluminiumproduzenten, in Länder mit niedrigeren Stromkosten.42 Es gibt die Befürchtung, 

dass ein dauerhaft hoher Strompreis nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver 

Unternehmungen gefährdet, sondern auch hemmende Auswirkungen auf das 

Wirtschaftswachstum hat.  

Die momentane Energiepreissituation ist für die BRD eher ungünstig. Im europäischen 

Vergleich liegen die Abnehmerpreise für Strom höher als in vielen anderen EU-Staaten. Mit 

7,95 Cent/kWh liegt die BRD an 14. Stelle und befindet sich bezogen auf die großen 

Industrienationen Europas an zweitletzter Stelle (vgl. Abb. 10). 

Anhand des Ölpreises, an welchen auch die die Gaspreise gekoppelt sind, können die direkten 

Auswirkungen teurer Energie auf das Wirtschaftswachstum demonstriert werden. Die OECD 

hat 2004 eine Faustformel für die zu erwartende volkswirtschaftliche Kosten eines 

Ölpreisanstiegs veröffentlicht. Darin wird davon ausgegangen, dass eine durchschnittlicher 

Anstieg des Ölpreis um 10 $ in einem Zeitraum von 12 Monaten die Industriestaaten jährlich 

0,3 – 0,5% Wachstumsverlust erzeugen (vgl. Welte, Dietrich H. / Böcker, Dietrich (2006): 

Sichere Fossile Primärenergie – Eine Achillesferse von Wirtschaft und Politik, S. 33f).  

Angesichts eines BIP Wachstums von 2,6% im Geschäftsjahr 2007 43 und gleichzeitigen 

Realnettoeinkommensverluste, aufgrund gestiegener Verbraucherpreise, verursacht durch 

hohe Energiekosten und Inflation,44 wird drastisch deutlich, wie sehr eine konkurrenzfähige 

Energiegestehung für eine gesunde volkwirtschaftliche Entwicklung der BRD elementar ist! 

                                            

40 Quelle: Spiegel Nr.11/2008, S.19 
41 Quelle: Handelsblatt (2008): In Deutschland fehlen bald 15 Großkraftwerke: 
http://www.wiwo.de/handelsblatt/in-deutschland-fehlen-bald-15-grosskraftwerke-269880/ 
42 Quelle: Petermann, Jürgen (2006): Die Kunst des Feuermachens, S.16f 
43 Quelle: Bundesamt für Statistik: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung: 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Navigation/Statistiken/Volkswirts
chaftlicheGesamtrechnungen/VolkswirtschaftlicheGesamtrechungen.psml;jsessionid=21A0CA82A340
F275E6EF2BC90A487EE2.internet 
44 Quelle: Die Welt: 
http://www.welt.de/wirtschaft/article1799817/Kosten_fuer_Strom_und_Benzin_heizen_Inflation_an.ht
ml 
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Abbildung 10: Mittlere Industriestrompreise in Europa 2005: 

 
Quelle: RWE (2006): Wie sich der Strompreis bildet, S.24 
http://www.rwe.com/generator.aspx/online-special-strompreise/property=Data/id=378590/fakten-
strompreis.pdf 
 

6.3. Bedingungen für eine nachhaltige Nutzbarkeit der Atomkraft  

6.3.1. Laufzeitverlängerungen 

Die durchschnittliche Laufzeit deutscher Atommeiler ist aufgrund des Atomausstiegs auf 

durchschnittlich 33,3 Betriebsjahre beschränkt (vgl. Abb.1). Die bis heute existierenden 

Atomkraftwerke sind aber für eine Betriebsdauer von 40 Betriebsjahren geplant worden. 

Denkbar wäre eine Laufzeitverlängerung um 20 Jahre auf eine Gesamtbetriebsdauer von 

insgesamt 60 Betriebsjahren, wie es bereits in den USA geschehen ist.45 In der BRD ist 

seitens der CDU/CSU eine solche Option vorgesehen, um wirtschaftlich einen Ausstieg aus 

der Atomwirtschaft verträglich zu gestalten. Es wird über Laufzeitverlängerungen zwischen 

10 und 20 Jahre diskutiert.46 

                                            

45 Quelle: U.S.NRC: Reactor License Renewal Overview: 
http://www.nrc.gov/reactors/operating/licensing/renewal/overview.html 
46 Quelle: CDU-BW: Künftige Nutzung der Kernenergie: http://fraktion.cdu-
bw.de/politik/view.oscms?Section=1244&Article=7496 
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Auch seitens der deutschen Atomkraftbetreiber sind Forderungen zu Laufzeitverlängerungen 

zu vernehmen.47 Die EnBW untermauerte ihre Laufzeitverlängerungsbestrebungen unlängst 

mit einer OSART Studie der IAEA. Dabei wurde der EnBW für beide Reaktorblöcke 

Neckarwestheims ein vorbildliches Betriebszeugnis attestiert. Die Reaktorblöcke seien nach 

internationalen Maßstäben eine sehr gute Anlage, die viele Merkmale einer starken 

Sicherheitskultur aufweise.48  

Sollte es nach einem energiepolitischen Paradigmenwechsel in der BRD eine 

Laufzeitverlängerung von Kernkraftwerken bzw. ein Neubau angestrebt werden, so sind 

entsprechende Aspekte der kerntechnischen Nachhaltigkeit und Sicherheit zu erfüllen! 

 

6.3.2. Verminderung der Betriebsrisiken 
Für eine weitere Nutzung der Kernenergie muss die Betriebssicherheit soweit gesichert sein, 

damit eine Kernkatastrophe wie Tschernobyl keine Verwerfungen für die Umwelt ergeben! 

Das heißt, neue Reaktoren bzw. bereits existierende Reaktoren müssen auf 

Sicherheitsstandards gebracht werden, welche eine höchstmögliche Sicherheit gewährleisten 

können. Zu den zentralen Punkten dieser Überlegungen gehören folgende Aspekte: 

a) Stabilere Reaktorengebäude, welche allen äußeren bzw. inneren Einwirkungen 

(Kernschmelze, Flugzeugabsturz, Erdbeben, terroristischer oder militärischer 

Raketenangriff) standhalten 

b) Kein Austritt von Radioaktivtät durch Betrieb, Zwischen- und Endlagerung 

c) Ausschluss menschlicher Bedienungsfehler mittels „bedienungsfehlerverzeihenden 

Schaltungen“ durch Plausibilitätsprüfungen 

d) Druckwasserreaktoren neuer Generation mit „Core Catcher“, welche bei einem GAU 

verhindern, dass Radioaktivität nach außen dringen kann 

e) Neue, inhärent sichere Kugelhaufenreaktoren, welche Prinzip bedingt keinen GAU 

ermöglichen 

f) Missbrauchsausschluss, d.h. die Non-Proliferation von waffenfähigen Materialien 

muss gewährleistet sein 

g) Vermeidung langlebiger radioaktiver Reststoffe 

                                            

47 Quelle: Zeit: EnBW beantragt längere Laufzeit: http://www.zeit.de/online/2006/52/atomkraft-
neckarwestheim-enbw?page=1 
48 Quelle: EnBW (2008): Pressemitteilungen: 
http://www.enbw.com/content/de/presse/pressemitteilungen/2008/03/PM_20080306_gkn_mw01/index
.jsp;jsessionid=28A4E1EB089E0A8A3BD9C5C7CC0D631B.nbw05 
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h) Wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit der Kernkraft in liberalen Energiemärkten muss 

unter dem Aspekt der absoluten Betriebssicherheit gewährleistet sein 

i) Sicherung der Brennstoffversorgung für lange Zeiträume 

(vgl. Kugeler, K. / Tragsdorf, M. / Pöppe, N. (2006): Aspekte der zukünftigen Nutzung der 

Kernenergie, S. 54; 56ff)  

 

6.3.3. Präferenz erneuerbare Energien 

Sollte es zu einer Verlängerung der Kernenergienutzung kommen, muss in Erwägung 

gezogen werden, dass Kernenergie aufgrund endlicher Uranvorkommen keine dauerhafte 

Form der Energiegestehung sein kann. Daher darf eine weitere Förderung der Atomenergie 

nicht zu Lasten der Entwicklung nachhaltiger erneuerbaren Energieformen stattfinden! 

Staatliche Fördermittel könnten weiterhin zugunsten der Atomenergie ausgegeben werden 

anstatt für die Entwicklung regenerativer Energien. Es muss weiterhin die Voraussetzung 

geschaffen werden, dass eine „günstige“ Kernenergiegestehung nicht die Entwicklung 

„teurerer“ nachhaltiger regenerativer Energien behindert. 

 

7. Fazit 

Seit dem Jahr 2000 ist der Ausstieg aus der Atomwirtschaft rechtlich in der BRD verankert. 

Diese Politik hatte ihre Legitimation seitens einer besorgten Wählerschaft, welche spätestens 

seit Tschernobyl auf die Gefahren der Atomwirtschaft hinweist! 

Mittlerweile gestaltet sich jedoch die Situation der Kernenergie besser als erwartet. Staaten 

wie die USA, Frankreich, Groß-Britannien oder China verhalfen jüngst mit ihrer 

atomstromfreundlichen Energiepolitik der Atomstromgewinnung zu einer Renaissance.49 

Aufgrund der grundlegenden Zielkonflikte aller verfügbaren Energieträger bei Fragen der 

Energieversorgungssicherheit, der Wirtschaftlichkeit und nicht zuletzt der Umwelt- 

verträglichkeit, rückt die Kernkraft, als eine vorhandene und weiterhin nutzbare 

Energiequelle, im Rahmen von Laufzeitverlängerungen für die BRD, wieder in den 

Mittelpunkt der energiepolitischen Debatte.  

                                            

49 Quelle: Spiegel:  Briten und Franzosen schließen Atomallianz: 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,542928,00.html 
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Der Diskurs über eine weitere Nutzung der Kernenergie muss jedoch, trotz expliziter 

Aufforderungen der atomstromfreundlichen IEA, konsequent an allen Prämissen des 

energiepolitischen Zieldreiecks geprüft werden.  

Hinsichtlich der Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit ist die Kernenergie in der Lage, 

momentan und zukünftig, wettbewerbsfähig bei einer hohen Versorgungssicherheit günstigen 

Strom zu produzieren. Selbst bei der Umweltverträglichkeit ist sie hinsichtlich der 

Treibhausgasvermeidung den fossilen Energieträgern Stein- und Braunkohle überlegen. 

Trotz aller Vorteile des Atomstroms darf aber nicht missachtet werden, dass die Kernkraft ein 

sehr hohes Gefährdungspotenzial für die Umwelt darstellt! Dieser Zielkonflikt darf bei allen 

Szenarien, welche mit einer zukünftigen Kernenergienutzung kalkulieren, nicht verharmlost 

werden. Ebenso, wie die fossilen Energieträger den Klimawandel zu einem gigantischen 

Bedrohungspotenzial für die moderne Zivilisationen machen könnten, schwebt über der 

Kernkraft das Damoklesschwert eines möglichen „Super-GAUs“ mit furchtbaren 

Konsequenzen für alle Lebewesen! Deshalb müssen alle bisherigen Ungereimtheiten der 

Atomwirtschaft vollständig gelöst sein, um für eine weitere Nutzung der Kernenergie 

plädieren zu können! Das gilt insbesondere für die Endlagerproblematik des Atommülls. Nur 

unter solchen Voraussetzungen ist es möglich, Laufzeitverlängerungen oder gar Neubauten 

von Kernkraftwerken, verantwortbar zu realisieren.  

Angesichts der Zielkonflikte bei den fossilen, als auch bei den regenerativen Energieträgern  

(Regenerative sind noch zu teuer bzw. nicht in der Lage ausreichend die Energieversorgung 

zu sichern, Fossile hingegen bedrohen das Klima und sind angesichts ihrer Verknappung einer 

hohen Preisvolatilität unterworfen), kann die Kernenergie eine energetische Brücke in die 

Zukunft sein, in der CO2 Sequestrierung bei fossilen Energieträgern kostengünstig50 und 

sicher umsetzbar51 ist und die Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit regenerativer 

Energien ausreichend gewährleistet werden kann. 

Ob dafür aber zwingend Atomstrom nötig sein wird, bleibt fraglich. Moderne Erdgas 

Blockheizkraftwerke mit Kraft-Wärme Kopplung sind durchaus in der Lage bei 

vergleichbarer Wirtschaftlichkeit und ähnlicher CO2 Bilanzen, die drohende 

Energieversorgungslücke aufgrund des schrittweisen Atomausstiegs, zu kompensieren. Bei 

einer hinreichenden Diversifizierung der Energieträger und ihrer Importe, sowie einem 

konsequenten Ausbau regenerativer Energieträger ist es durchaus möglich, die 
                                            

50 Quelle: Spiegel: Dambeck, Holger (2008): CO2-Abscheidung könnte Kohlekraftwerke unrentabel 
machen: http://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/0,1518,542166,00.html 
51 Vgl.: Peck, Christoph (2006): Perspektiven der Kohle – „sauberer“ Strom? S. 133 - 141 
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Energieversorgungssicherheit der BRD auf einem hohen Niveau zu gewährleisten, denn nicht 

zuletzt das externe Kostenpotenzial der Atommüllendlagerung,52 bzw. die Ungereimtheiten 

beim Wirtschaften mit nuklearen Techniken, lässt es vernünftig erscheinen, auf die Kernkraft 

endgültig zu verzichten.  

Für den Fall einer weiteren Nutzung der Kernenergie in Deutschland muss jedoch 

gewährleistet sein, dass die Subventionierung regenerativer Energien, wie es nach dem EEG 

konzipiert wurde, nicht durch Subventionen für eine weiterlaufende Atomwirtschaft behindert 

wird. Die Kernenergie könnte dabei sozusagen als „Billigmacher“ des deutschen Energiemix 

die höheren Kosten der regenerativen Energieerzeugung kompensieren und somit einen 

Beitrag leisten, zu einem „sanften“ Übergang in ein Zeitalter sauberer Stromgewinnung.  

Es muss dabei aber gewährleistet sein, dass altersschwache bzw. betriebsunsichere Reaktoren 

(vgl. Betriebssicherheit der AKW Krümmel und Brunsbüttel) auf einen aktuellen Stand der 

Sicherheitstechnik gebracht werden, um jede mögliche Gefahr eines GAU auszuschließen. 

Die OSART-Studie der IAEA, die dem AKW Neckarwestheim eine vorbildliche 

Sicherheitsstruktur attestierte, könnte dabei wegweisend sein. 

Mittelfristig darf man sich jedoch bzgl. der Energiedebatte nichts vormachen. Es wird eine 

Mischung verschiedener, optimal aufeinander abgestimmter Energieträger notwendig sein, 

um den wachsenden Energiebedarf der Zukunft bezahlbar, ohne zu hohe CO2 

Vermeidungskosten, zu decken. Die ohnehin vorhandene Kernenergie sollte dabei weiterhin 

ihren Anteil an der Grundlaststromerzeugung liefern, solange regenerative Energien nicht in 

der Lage sind, die Versorgungssicherheit und die Wirtschaftlichkeit der deutschen 

Energieversorgung zu gewährleisten. Im Hinblick auf die Betriebssicherheit müssen aber alle 

Probleme ausgeräumt sein, um die eventuell nötigen Laufzeitverlängerungen verantwortbar 

gestalten zu können. 

Letztlich aber wird die Frage einer weiteren Nutzung der kontrovers diskutierten Kernkraft in 

Deutschland dem Entscheidungswillen der Öffentlichkeit unterliegen. Sie wird entscheiden 

müssen, ob Laufzeitverlängerungen oder gar Neubauten von Kernkraftwerken mögliche 

Optionen für eine zukünftige Energiegestehung der Bundesrepublik Deutschland sein können. 

 

 

 
                                            

52 Vgl.: Hennicke, Peter / Müller, Michael (2005): Weltmacht Energie, S. 46 



34 

 

8. Quellenangaben 

8.1. Literatur 

- Bundesamt für Strahlenschutz (2006): Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen, Jahresbericht 
meldepflichtiger Ereignisse, Jahresbericht 2005 

- Corbach, Matthias (2005): Atomenergie, in: Reiche, Danyel (Hrsg.): Grundlagen der Energiepolitik, 
Europäischer Verlage der Wissenschaften, Frankfurt am Main  

- Dow, Kirstin /Downing, Thomas E. (2007): Weltatlas des Klimawandels – Karten und Fakten zur globalen 
Erwärmung, Europäische Verlagsanstalt, Hamburg 

- Fritsche, Uwe R. / Kallenbach-Herbert, Beate (2006): Treibhausgasemissionen und Vermeidungskosten der 
nuklearen, fossilen und erneuerbaren Strombereitstellung, Heinrich Böll Stiftung, Berlin 

- Hartmann, Gernot B. (1994): Theorie und Praxis der Volkswirtschaftspolitik, Merkur Verlag, Rinteln 

- Greenpeace (2007): Risiko Atomkraft, Greenpeace e.V. Hamburg 

- Hillemeier, Bernd (2006): Die Zukunft der Energieversorgung in Deutschland, in: Hillemeier, Bernd (Hrsg.): 
Die Zukunft der Energieversorgung Deutschlands, Herausforderungen, Perspektiven, Lösungswege, Frauenhofer 
IRB Verlag, Stuttgart 

- International Energy Agency (2006): World Energy Outlook 2006, OECD/IEA, Paris 

- International Energy Agency (2007): World Energy Outlook 2007 – China and India Insights, OECD/IEA, 
Paris 

- Hennicke, Peter / Müller, Michael (2005): Weltmacht Energie, Herausforderung für Demokratie und 
Wohlstand, Hirzel, Stuttgart 

- Krönig, Jürgen (2008): Neues Fossilzeitalter, in: Die Zeit – Wirtschaft 05/2008, Hamburg 

- Kühn, Klaus (2006): Die Endlagerung radioaktiver Abfälle in Deutschland – wo liegen die Probleme im 
internationalen Vergleich, in: Hillemeier, Bernd (Hrsg.): Die Zukunft der Energieversorgung Deutschlands, 
Herausforderungen, Perspektiven, Lösungswege, Frauenhofer IRB Verlag, Stuttgart 

- Kugeler, K. / Tragsdorf, M. / Pöppe, N. (2006): Aspekte der zukünftigen Nutzung der Kernenergie, in: 
Hillemeier, Bernd (Hrsg.): Die Zukunft der Energieversorgung Deutschlands, Herausforderungen, Perspektiven, 
Lösungswege, Frauenhofer IRB Verlag, Stuttgart 

- Kutzscher, Matthias (2006): Die Grenzen der erneuerbaren Energien, in: Petermann, Jürgen: Sichere Energie 
im 21. Jahrhundert, Hoffmann und Campe Verlag GmbH, Hamburg 

- Lengfelder, Edmund (1997): Die Folgen von Tschernobyl für Mensch und Umwelt, in: Liebert, Wolfgang / 
Schmithals, Friedemann (Hrsg.): Tschernobyl und kein Ende? Argumente für den Ausstieg, Szenarien für 
Alternativen, Agenda Verlag, Münster 

- Mach, Manfred / Salander, Carsten (2006): Die Kernenergie in der Energieversorgung, in: Hillemeier, Bernd 
(Hrsg.): Die Zukunft der Energieversorgung Deutschlands, Herausforderungen, Perspektiven, Lösungswege, 
Frauenhofer IRB Verlag, Stuttgart 

- Matthes, Felix Chr. (2006): Mythos Atomkraft - Über die Laufzeitverlängerungen von, Öko-Institut e.V., 
Freiburg  



35 

 

- Müller, Wolfgang D. (1990): Geschichte der Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland 
Atomkraftwerken, Band 1: Anfänge und Weichenstellungen, Schäfer Verlag für Wirtschaft und Steuern GmbH, 
Stuttgart 

- Ott, Hermann E. (2006): Der Vertrag von Kyoto – was kommt danach? in: Petermann, Jürgen: Sichere Energie 
im 21. Jahrhundert, Hoffmann und Campe Verlag GmbH, Hamburg 

- Peck, Christoph (2006): Perspektiven der Kohle – „sauberer“ Strom? in: Petermann, Jürgen: Sichere Energie 
im 21. Jahrhundert, Hoffmann und Campe Verlag GmbH, Hamburg 

- Petermann, Jürgen (2006): Die Kunst des Feuermachens, in: Petermann, Jürgen: Sichere Energie im 21. 
Jahrhundert, Hoffmann und Campe Verlag GmbH, Hamburg 

- Reiche, Danyel (2005): Geschichte der Energie, in: Reiche, Danyel (Hrsg.): Grundlagen der Energiepolitik, 
Europäischer Verlage der Wissenschaften, Frankfurt am Main 

- Rogner, H. – H. (2007): Kernenergie: ein Rück- und Ausblick, in: Schriefer, Dirk / Sandtner, Walter / 
Rudischhhauser, Wolfgang (Hrsg.): 50 Jahre Internationale Atomenergie-Organisation IAEO – Ein Wirken für 
Frieden und Sicherheit im nuklearen Zeitalter, Nomos, Baden-Baden 

- RWE (2006): Wie sich der Strompreis bildet, Daten, Fakten, Hintergründe 

- Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) 2008: Welt im 
Wandel: Sicherheitsrisiko Klimawandel, Springer-Verlag Berlin Heidelberg 

- Urbach, Matthias (2006): Wohin mit dem Atommüll? in: Petermann, Jürgen: Sichere Energie im 21. 
Jahrhundert, Hoffmann und Campe Verlag GmbH, Hamburg 

- Voß, Alfred (2006): Wege zur nachhaltigen Energieversorgung, in: Hillemeier, Bernd (Hrsg.): Die Zukunft der 
Energieversorgung Deutschlands, Herausforderungen, Perspektiven, Lösungswege, Frauenhofer IRB Verlag, 
Stuttgart 

- Welte, Dietrich H. / Böcker, Dietrich (2006): Sichere Fossile Primärenergie – Eine Achillesferse von 
Wirtschaft und Politik, in: Hillemeier, Bernd (Hrsg.): Die Zukunft der Energieversorgung Deutschlands, 
Herausforderungen, Perspektiven, Lösungswege, Frauenhofer IRB Verlag, Stuttgart 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



36 

 

8.2. Onlinequellen 

- Bundesamt für Statistik: http://www.destatis.de 

- Bundesamt für Strahlenschutz: http://www.bfs.de 

- Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: http://www.bmwi.de 

- Bundesministerium für Umweltschutz, Naturschutz und Reaktorsicherheit: http://www.bmu.de 

- BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland: http://www.bund.net 

- Christlich Demokratische Union (CDU-BW) Baden Württemberg: www.cdu-bw.de 

- Der Spiegel: http://www.spiegel.de 

- Deutsche Energie Agentur: http://www.dena.de/ 

- Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW): http://www.diw.de 

- Die Welt: http://www.welt.de/ 

- Die Zeit: http://www.zeit.de 

- Energie Baden-Württemberg AG (EnBW): http://www.enbw.com 

- Europäische Kommission: http://www.externe.info 

- Greenpeace: http://www.greenpeace.ch 

- International Atomic Energy Agency (IAEA): http://www.iaea.org/ 

-Intergovernmental Panel On Climate Change (IPCC): http://www.ipcc.ch/ 

- Internationale Energieagentur (IEA): www.iea.org 

- Max-Planck-Institut für Meteorologie: http://www.mpimet.mpg.de/ 

- Öko-Institut e.V.: http://www.oeko.de 

- Reaktoraufsichtsbehörde Schleswig-Holstein:  

http://www.schleswig-

holstein.de/MSGF/DE/ArbeitsschutzStrahlenschutz/ArbeitsschutzStrahlenschutz__node.html__nnn=true 

- RWE: http://www.rwe.com 

- SOTEG – Energy Provider: http://www.erdgas.lu 

- United Nations Framework Convention on Climate Change: http://unfccc.int 

- Universität Marburg: Institut für Politikwissenschaft: Energie und Sicherheit: http://www.uni-

marburg.de/fb03/politikwissenschaft/energieundsicherheit/ 

- U.S.NRC: http://www.nrc.gov 

 
Alle Internetquellen wurden zuletzt am 30.3.2008 um 20.00 Uhr MEZ abgerufen. 

 

 

 

 



37 

 

9. Anhang 

Abbildung 1: Brutto-Stromerzeugung BRD: 

 

 

 
Quelle: Voß, Alfred (2006): Wege zur nachhaltigen Energieversorgung, in: Hillemeier, Bernd (Hrsg.): Die 
Zukunft der Energieversorgung Deutschlands, Herausforderungen, Perspektiven, Lösungswege, Frauenhofer 
IRB Verlag, Stuttgart, S. 12 
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Abbildung 2: Primärenergieverbrauch im Vergleich zwischen 2006 – 2007: 

 
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: Primärenergieverbrauch 2007 für die BRD: 
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-R/primaerenergieverbrauch-2007-
grafiken,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf 
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Abbildung 3: Zukunftsszenario des IPCC-Prozess:  
CO2-Konzentrationen, einerseits beobachtet (1850-2000), sowie in den IPCC-Szenarien A2, 
A1B und B1: 

 

Quelle: Max-Planck Institut für Meteorologie (2006): Klimaprojektionen für das 21. Jahrhundert, S. 9 
http://www.mpimet.mpg.de/fileadmin/grafik/presse/Klimaprojektionen2006.pdf 
 
Abbildung 4: Zukunftsszenario des IPCC-Prozess:  
Zeitliche Entwicklung der global und jährlich gemittelten Temperaturänderungen in 
Erdbodennähe gegenüber dem Mittelwert der Jahre 1961-1990: 

 
Quelle: Max-Planck Institut für Meteorologie (2006): Klimaprojektionen für das 21. Jahrhundert, S. 14 
http://www.mpimet.mpg.de/fileadmin/grafik/presse/Klimaprojektionen2006.pdf 
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Abbildung 5: Zukunftsszenario des IPCC-Prozess:  
Temperaturänderungen in Erdbodennähe in den Szenarien A1B und B1. Gezeigt 
ist die Differenz der 30-Jahresmittel 2071-2100 minus 1961-1990: 
 
 
 

.  

 

 

Quelle: Max-Planck Institut für Meteorologie (2006): Klimaprojektionen für das 21. Jahrhundert, S. 14 
http://www.mpimet.mpg.de/fileadmin/grafik/presse/Klimaprojektionen2006.pdf 
 

 


